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Der Ständerat ist einverstanden
mit denVorschlägen des Bundes-
rats zur Einführung der 13.AHV-
Rente im Jahr 2026. Die Debatte
war kurz, denn die Frage der Fi-
nanzierung des vom Volk ange-
nommenen «Dreizehnten»wird
erst 2025 behandelt. Mit 42 Ja-
Stimmen ohne Gegenstimme
und null Enthaltungen folgte der
Rat damit gestern seiner Sozial-
und Gesundheitskommission.
Sie hatte sich imVorfeld einstim-
migmit demVorschlag des Bun-
desrats einverstanden gezeigt.

Der Rat trat dabei zwar – wie
auch schon die Finanz- und die

Sozialkommissiondes Ständerats
– auf dieVorschläge des Bundes-
rats zurSenkung des Bundesbei-
trags an dieAHVsowie zurErhö-
hung der Mehrwertsteuer um
0,7 Prozentpunkte zur Finanzie-
rung der neuen Rente ein. Darü-
ber entscheidenwollen die Kom-
missionenundnun auchdie klei-
ne Kammer aber erst 2025.

Denn für diese Entscheidung
brauche es mehr Informationen,
hiess esvonseiten derSozial- und
Gesundheitskommission.Zudem
sollte auchdie nächste umfassen-
de AHV-Reform berücksichtigt
werden, die für spätestens 2026

erwartet wird. «Um eine umfas-
sende, ausgewogene und nach-
haltige Lösung zu finden, ist ins-
besondere den zahlreichen Her-
ausforderungen Rechnung zu
tragen, die sich in den kommen-
den Jahren im Bereich der Sozi-
alversicherungen stellen.»

Zeitlicher Spielraum
Die Kommission erteilte derVer-
waltung mehrere Prüfaufträge
dazu: Sie wünscht, dass eine ge-
mischte Finanzierungslösung so-
wie ein umfassender Finanzie-
rungsansatz sowohl für die 13.
AHV-Rente als auch für die Auf-

hebung der Rentenplafonierung
fürEhepaare geprüftwerden.Zu-
dem möchte sie detailliertere
Zahlen zur Entwicklung der Ar-
beitnehmendenbeiträge für die
Arbeitslosenversicherung sowie
der Mehrwertsteuereinnahmen.

Die Ständeratskommission
hieltweiter fest, dass die 13.AHV-
Rente bei ihrer Einführung 2026
nahezu 4,2 Milliarden Franken
kostenwerde.Die Lage desAHV-
Ausgleichsfonds dürfte sich aber
ohne sofortige neue Finanzie-
rungsquelle erst ab 2029 deut-
lich verschlechtern. Das lasse
demParlament den nötigen zeit-

lichen Spielraum. Die Arbeiten
sollen im ersten Quartal 2025
weitergeführt werden. Auch So-
zialministerin Elisabeth Baume-
Schneidervotierte imRat für die-
se Vorgehensweise.

Gut 58 Prozent der Stimmbe-
rechtigten hatten im März die
Volksinitiative für eine 13. AHV-
Rente angenommen. Die Pläne
des Bundesrats für die Finanzie-
rung lösten im Vorfeld der Rats-
debatte grosse Kritik aus. In ihrer
Mitte Oktober verabschiedeten
Botschaft hielt die Landesregie-
rungdennochdaran fest, den Zu-
schlag allein mit zusätzlichen

Mehrwertsteuerprozenten zu fi-
nanzieren und den Bundesbei-
trag andas Sozialwerk zu kürzen.

Der Mehrwertsteuernormal-
satz würde gemäss den Plänen
des Bundesrats von heute 8,1 auf
8,8 Prozent steigen, der Sonder-
satz fürdieHotellerie um0,4Pro-
zentpunkte auf 4,2 Prozent und
der reduzierte Satz für Güter des
täglichen Bedarfs von 2,6 auf
2,8 Prozent. Diese Mehreinnah-
men sollen die AHV bis 2030 im
Gleichgewicht halten.

Als Nächstes muss der Natio-
nalrat überdieVorlage betreffend
die Umsetzung befinden. (SDA)

Ständerat mit 13.AHV-Rente ab Dezember 2026 einverstanden
Klarer Entscheid Die kleine Kammer gibt grünes Licht für die vom Stimmvolk angenommene 13. AHV-Rente ab Ende 2026.

Larissa Rhyn

Schon die Anreise von JavierMi-
lei nach Davoswar imvergange-
nen Januar speziell:Während die
meisten anderen Staatschefs
oder Ministerinnen im Privatjet
oder zumindest in der First Class
ansWeltwirtschaftsforum (WEF)
anreisten, flog der argentinische
Präsident in der EconomyClass.
Danach postete er unzählige Vi-
deos mit seinen Fans auf X. Er
wolle das Staatsbudget nicht un-
nötig belasten, erklärte er den
Medien. Seither scheint er seine
Meinung geändert zu haben,
denn er machte mit teuren Flü-
gen im Privat- und Regierungs-
jet Schlagzeilen.

Nun plantMilei seinen nächs-
tenBesuch in derSchweiz.Offen-
barwill ererneut amWEFteilneh-
men, das vom 20. bis 24. Januar
2025 Januar in Davos stattfinden
wird.Das hatten letzteWoche be-
reits argentinische Medien mit
Bezug auf regierungsnahe Quel-
len berichtet.Auch Swissinfover-
meldete es, allerdings nur auf
Portugiesisch. Eine Anfrage bei
der Medienstelle der argentini-
schen Regierung und der argen-
tinischen Botschaft in Bern blieb
bisher unbeantwortet.

Einladung des Liberalen
Instituts aus Zürich
Das WEF wird aber nicht Mileis
einziger Termin in der Schweiz
sein.Noch ist unklar, ob derBun-
desrat den argentinischen Präsi-
denten auch in Bern empfangen
will –wie erdas zuBeginn dieses
Jahresmit demukrainischenPrä-
sidentenWolodimirSelenski und
demchinesischenPremierminis-
ter Li Qiang getan hat. Eine An-
frage dieserRedaktion beimAus-
sendepartement blieb bisherun-
beantwortet.

Dafür aber hat ein Thinktank
den Präsidenten schon für einen
Auftritt verpflichtet. Das Libera-
le Institut aus Zürich hat gestern
in einem Newsletter angekün-
digt, dass es Milei am 24. Januar
empfangen dürfe. Zeit und Ort
sind laut den Organisatoren
noch nicht festgelegt.

Wegen seiner Ablehnung für
alles Staatliche ist es möglich,
dass Milei keinen Besuch beim
Bundesrat plant und stattdessen
neben seinenTerminen amWEF
nur amLiberalen Institut auftre-
ten wird.

Der Schweizer Thinktank
wirbt für Lösungen, bei denen

der Staat die kleinstmögliche
Rolle spielt. Diese hat sich auch
Milei auf die Fahne geschrieben,
der zurzeit einer der prominen-
testenVerfechter des Libertaris-
mus ist. JavierMileiwill den Staat
gar «von innen zerstören». Seit
seinemAmtsantritt hat er diver-
se staatlichen Institutionen auf-
gelöst.

Die Organisatoren schreiben
über den Argentinier, es gebe
«weltweit zurzeit wohl keinen
anderen Politiker, der liberale
Reformen derart konsequent
und beherzt vorantreibt». Direk-
tor des Instituts ist Olivier Kess-
ler, der in der Schweiz als trei-
bende Kraft hinter derNo-Billag-
Initiative bekannt geworden ist.

Kessler sagt auf Anfrage die-
ser Redaktion: «Ich persönlich
durfte Javier Milei im Sommer

bereits in Hamburgmiterleben.»
Er sei dann auf Philipp Bagus zu-
gegangen, der den Auftritt in
Hamburg vermittelt hatte. Bagus
hat ein Buch über Milei veröf-
fentlicht und sitzt auch im Aka-
demischen Beirat des Liberalen
Instituts. «Wir haben Präsident
Milei dann mit einem Schreiben
zu uns ans Liberale Institut ein-
geladen, woraufhin er glückli-
cherweise zugesagt hat.»

Der argentinische Präsident
ist nicht nur in seiner Heimat,
sondern auch international um-
stritten.Am letztenWEFbeklag-
te er sich vor allem über Femi-
nismus, der das Wirtschafts-
wachstum bremse, warnte vor
dem Sozialismus und verab-
schiedete sich mit dem Ruf: «Es
lebe die Freiheit, verdammt noch
mal.» Bevor ihm die erste Frage

gestellt werden konnte, verliess
er die Bühne.

Mit demAnlass Fördergelder
akquirieren
ObMilei sich amAnlass des libe-
ralen Instituts in ein Gespräch
verwickeln lässt, ist noch offen.
Man befinde sich nochmitten in
den Vorbereitungen, so Kessler.
Klar sei aber, dass ihm die Orga-
nisatoren den Röpke-Preis für
Zivilgesellschaft verleihen wol-
len und er eine Preisträgerrede
halten werde.

Das Liberale Institut will den
Anlass aber gemäss seinen eige-
nen Aussagen «im kleinen, aber
feinen Rahmen» halten.Was das
genau bedeutet, ist laut Kessler
noch offen. Es hänge «von der
Location ab, die noch nicht ab-
schliessend definiert ist».

Der Thinktank nutzt den Anlass
auch, um neue Fördergelder zu
akquirieren. KostenpflichtigeTi-
ckets sollen nämlich primär För-
derer des Instituts erwerben
können. Zurzeit sind das laut
Kessler 141 Personen und Orga-
nisationen.

Wer in den nächsten Tagen
noch mindestens 1000 Franken
spende, könne noch «auf die ex-
klusive Einladungsliste gelan-
gen», schreiben die Organisato-
ren in derAnkündigungs-E-Mail.
Kessler sagt, den Förderernwer-
de zuerst die Möglichkeit gebo-
ten, sich einen Platz zu sichern,
«als Dankeschön für diewertvol-
le Unterstützung unserer Arbei-
ten zugunsten der Freiheit».
Wenn danach noch Plätze ver-
fügbar seien, könnten alle Leute
Tickets erwerben.

JavierMilei wird nicht nur amWEF auftreten
Besuch aus Argentinien Ein Schweizer Thinktank kündigt für Januar eine Veranstaltungmit dem argentinischen Präsidenten an.
Wer Chancen auf ein Ticket haben will, muss tief in die Tasche greifen.

Die Organisatoren
wollen JavierMilei
den Röpke-Preis
für Zivilgesellschaft
verleihen.

Der argentinische Präsident Javier Milei fällt mit schrillen Auftritten und seiner direkten Art auf – hier am WEF 2024 in Davos GR. Foto: Fabrice Coffrini (AFP)
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Moneypark-Analyse Ganze 85Pro-
zent der heute 50- bis 65-jähri-
gen Eigenheimbesitzer könnten
laut Moneypark im Rentenalter
ein «substanzielles» Problemmit
der nachhaltigen Tragbarkeit ih-
rer Immobilie bekommen. «Nur
15 Prozent können ruhig schla-
fen», schreibt derHypothekenver-
mittler und stützt sich dabei auf
eineAnalyse von knapp 3000 Ei-
genheimfinanzierungen.

Immerhin rund ein Drittel der
«gefährdeten» Altersgruppe be-
sitze ausreichendVermögen, um

die Hypothek vor der Pensionie-
rung soweit zu amortisieren,dass
die nachhaltigeTragbarkeit gege-
ben sei. Die Tragbarkeitsregeln
sehen vor, dass die Wohnkosten
nicht mehr als ein Drittel des
Haushaltseinkommens ausma-
chendürfen.Die kalkulatorischen
Wohnkosten machten heute bei
den 50- bis 65-Jährigen durch-
schnittlich 27 Prozent des Haus-
haltseinkommens aus. Mit der
Pensionierungunddemgeringe-
renEinkommen steige dieserAn-
teil aber auf 50 Prozent. (SDA)

Tragbarkeit der Hypotheken
wird im Pensionsalter schwierig

Alles, was der Freiburger Staats-
rat Didier Castella zu sich nahm,
kam aus der Region. Das Filet
mignon vom Schwein. Der Trüf-
fel. Und auch der Wein. «Terroir
Fribourg», die Vereinigung zur
Förderung derProdukte aus dem
Freiburgerland, hatte am Don-
nerstagabendvoreinerWocheum
18 Uhr zum 25-Jahr-Jubiläum in
Montbovon geladen – inklusive
regionalemFestschmaus.Der für
Landwirtschaft zuständige FDP-
Exekutiv-Politikerkam,hielt eine
offizielle Rede.Und blieb zu lang.

Um 1 Uhr nachts stoppte eine
Polizeipatrouille Castella auf dem
Rückweg zum Wohnort seiner
Partnerin in Albeuve, fünf Auto-
minutenvomFestort entfernt.Der
Alkoholtest ergab0,6 Promille.Es
ist dasdritteMal,dassCastellamit
Alkohol im Blut in eine Kontrolle
gerät. Im Oktober 2023 hatte er
via Facebook gestanden,dass ihn
die Polizei mit 0,82 Promille im
Blut angehalten hatte. Er musste
darauf den Führerschein für drei
Monate abgeben. Damals war er
bereits Staatsrat. Bei der ersten
Kontrolle im Jahr 2017 hatte er
1,24 Promille im Blut – noch als
Präsident derFreiburgerFDP.Re-
sultat: ebenfalls dreiMonate Füh-
rerscheinentzug. Damals meinte
er: «Das ist mir eine Lektion.»

Er zeigt sich reumütig
Dieses dritte Mal wählte Castel-
la einen äusserst offensivenUm-
gangmit demProblem.AmMon-
tag informierte er in seiner Di-
rektion an einerPressekonferenz
über seinVergehen: Im Saal «des
Faverges», benannt nach einem
Weingut, das sich im Besitz des
Kantons Freiburg befindet.

Castella zeigte sich reumütig:
«Es gibt Tage, an denenman lie-
beranonymundallein seinmöch-
te». Er hoffe, für seine Arbeit be-
urteilt zuwerden – und nicht für
seinepersönlichenFehler.Erhabe
kein Alkoholproblem, aber er
müsse lernen, an Veranstaltun-
gen seinenAlkoholkonsum«bes-
ser zu kontrollieren». Dafürwer-
de ernun einen Coach beiziehen.
Einen Rücktritt lehnte er ab.

DieseOffensivstrategie scheint
zu funktionieren: ImKanton for-
dert bis heute niemand Castellas
Rücktritt.Am lautesten ist dieKri-
tik bei der SP Freiburg. Partei-
PräsidentThomasGremaud sagt:
«Staatsrat Castella wird seiner
Vorbildfunktion zumwiederhol-
ten Mal nicht gerecht. Er ist ein
Wiederholungstäter. Bei mir ha-
ben sich viele Menschen gemel-
det, die sich schockiert zeigten.»

Schockiert sind manche Bür-
ger auch in den sozialenMedien.
Aber aus anderem Grund. Sie

werfen den lokalen Medien vor,
denVorfall überhaupt zumThe-
ma zumachen. FrançoisMauron,
Chefredaktor der FreiburgerTa-
geszeitung «La Liberté», hatte
die Affäre Castella auf der Titel-
seite publiziert und würde dies
auch wieder tun. Doch auch er
glaubt nicht, dass derVorfall Cas-
tella gefährdet: «Kulturell be-
dingt dominiert bei vielen Men-
schen imKanton das Gefühl: Das
ist mir auch schon passiert, das
ist nicht so schlimm.»

Auch Pierre-Alain Bapst ver-
steht die Aufregung nicht. Bapst
ist Direktor von Terroir Fribourg
und sitzt für die FDP im Grossen
Rat. Er verbrachte einen Teil des
besagten Abends mit Castella:
«Das war ein geselliger Abend

–undHerrCastella hattewirklich
nicht weit nach Hause. Aber
natürlich: Gesetz ist Gesetz.»
Ihn wundere allerdings, dass
Castella auf einer Fahrt von vier
Kilometern kontrolliertwerde.Er
kenne viele Leute, die sich eben-
falls gewundert hätten.

Die Kantonspolizei hält fest,
bei derKontrolle habe es sich um
eine Routinekontrolle einer Pat-
rouille gehandelt. Diese hätte
jede Person treffen können.

Bleibt die Frage, ob Politiker
öfters angetrunken Auto fahren
als andere Bürger.Offizielle Zah-
len gibt es dazu nicht, aber Fälle
werden immerwieder öffentlich.
Erst im August hatte die Staats-
anwaltschaft demAargauerSVP-
Grossrat Rolf Jäggi wegen
0,54 Promille imBlut einen Straf-
befehl zugestellt. Berühmt ist
auch das Drink-and-Drive-Prob-
lem des Ex-Ständerats Filippo
Lombardi (FDP): Ermusste sechs-
mal seinen Führerschein abge-
ben. Doch die Liste der Politiker,
die mit zu viel Alkohol im Blut
fuhren, lässt sich beliebig erwei-
tern: Alfred Heer (SVP), Céline
Amaudruz (SVP),Valérie Garbani
(SP),ErichHess (SVP).Bei keinem
Politiker ist allerdings so genau
bekannt,woherderWeinkam,der
ihn in die Bredouille brachte. Bei
Castella kam er aus dem frei-
burgischen Vully amMurtensee.

Benno Tuchschmid, Lausanne

Staatsrat erneut betrunken
am Steuer erwischt
Kanton Freiburg Die Bürger nerven sich eher
über jene, die das zum Themamachen.

Der Freiburger Staatsrat
Didier Castella (FDP). Foto: Keystone

Cyrill Pinto

EinKind in eine Kita zu schicken,
kostet in der Schweiz viel Geld.
Und in verschiedenen Gegenden
des Landes sind Kitaplätze nach
wie vor knapp. Seit Jahren läuft
deshalb in Bundesbern eine De-
batte um die Frage,wie stark der
Staat die externe Kinderbetreu-
ung unterstützen soll. 2003 star-
tete einProgrammzur«Anschub-
finanzierung» von Kitaplätzen.
Dadurch fliessen Finanzhilfen an
Kitas, Horte oder Mittagstische.

Das Parlament hat die Finan-
zierung mehrmals verlängert,
zuletzt sprach sich derNational-
rat für eine Verlängerung bis
Ende 2026 aus. Bis dahin soll es
eine unbefristete Lösung geben,
um die Kinderbetreuung zu un-
terstützen.Die Frage ist nur:Wie
soll diese aussehen?

Bis zu 500 Franken
vomBund für Eltern
Inzwischen hat die SP mit ihrer
Kitainitiative den Druck erhöht.
Sie fordert, dass Eltern maximal
10 Prozent ihres Einkommens für
die Kinderbetreuung bezahlen
müssen. Weil die Kitainitiative
laut BundMilliarden kostenwür-
de, hat der Nationalrat einen
Gegenvorschlag ausgearbeitet.
700Millionen Franken sollte die-
ser den Bund kosten. Der Natio-
nalrat stimmte im März einem
Zuschuss an die Kosten zu – ge-
gen den Widerstand von SVP,
FDP und Teilen der Mitte.

Nun liegt das Thema beim Stän-
derat. Und derwill die Finanzie-
rung anders organisieren. Das
Geld soll nicht an die Institutio-
nen fliessen, sondern direkt in
die Taschen der Eltern – und
zwar über die Familienzulage.
Pro betreutes Kind bis zum 8.Al-
tersjahr sollen Eltern mindes-
tens 100 Franken pro Monat er-
halten, bei einemBetreuungstag
pro Woche. Für jeden zusätzli-
chen halben Betreuungstag soll
sich dieser Betrag um 50 Fran-
ken erhöhen.DasMaximum liegt
also bei 500 Franken für fünf
volle Tage.

Woher das Geld für dieses
Programm kommt, sollen die

Kantone regeln. Ein Hauptteil
soll von den Arbeitgebern kom-
men, aber die Kantone können
eigene Beiträge für die Finanzie-
rung sprechen und auch die Ar-
beitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer an der Finanzierung be-
teiligen.

Der Vorschlag spaltet den
Ständerat, der gestern darüber
debattierte. Vertreter von SVP,
FDP und Mitte sprachen sich
ganz grundsätzlich gegen eine
Beteiligung des Bundes an der
Finanzierung von Kitaplätzen
aus.Wortführer ist SVP-Stände-
rat Jakob Stark. Er argumentier-
te, die Kinderbetreuung sei kei-
ne Bundesausgabe, eine Beteili-
gung sogar verfassungswidrig.

Rat vertagt den Entscheid
wegen der Caroni-Wahlfeier
Die Befürworter sprachen sich
dagegen für das neueModell aus.
Heidi Z’graggen sagte: «Es geht
auch um die Chancengerechtig-
keit für die Kinder.» Das sei eine
zentrale Aufgabe für den Staat,
so die Urner Mitte-Ständerätin.

Auch die zuständige Bundes-
rätin ElisabethBaume-Schneider
(SP) sprach sich für die Regelung
und eine Beteiligung des Bundes
aus. Die Kinderbetreuung sei
auch ein wichtiges Instrument
zur Sozialisation der Kinder, so
die Innenministerin.

Letztlich befürwortete der
Ständerat den neuen Vorschlag
mit grosser Mehrheit. Den Ent-
scheid, ob sich der Bund auch fi-

nanziell beteiligen wird, vertag-
te der Rat aber, da gestern Nach-
mittag die Wahlfeier für den
neuen Ständeratspräsidenten
Andrea Caroni (FDP,AR) auf dem
Programm stand.

Ob sich auch der Bund am
Modell finanziell beteiligenwird,
ist noch nicht entschieden. Eine
Minderheit verlangt, dass dieser
bis zu 200 Millionen einschies-
sen soll – sowie das auch bei den
Familienzulagen der Fall ist, an
die sich das neue Kitageld-
Modell anlehnt. Darüber ent-
scheidet der Ständerat aber erst
in der letzten Sessionswoche.

Ständerätin Franziska Roth
(SP, SO), und gleichzeitig Präsi-
dentin des Kita-Branchenver-
bands Kibesuisse, ist nach der
gestrigen Debatte konsterniert:
«Wir haben jetzt zwar einen ge-
setzlichenVorschlag, jedoch sind
noch keine finanziellen Mittel
vonseiten des Bundes vorgese-
hen», sagt sie.Darübermüsse der
Rat nochmals sprechen, fordert
Roth. Dazu werde sie sich auch
noch mit ihren Kolleginnen und
Kollegen imRat abstimmen. «Ich
hoffe, dass sich der Bund am
Ende finanziell an derKinderbe-
treuung beteiligen wird.»

Wenn der Ständerat das Ge-
schäft fertig beraten hat, wird
dieses nochmals in den Natio-
nalrat gehen.Dermuss sich dann
mit dem Vorschlag des Stände-
rats befassen. Bis die Gelder an
die Eltern fliessen, wird es also
noch dauern.

100 Franken pro Tag als
Kitazulagen für Familien geplant
Fremdbetreuung Wer Kinder extern betreuen lässt, soll künftig direkt Unterstützung
bekommen. Das will der Ständerat. Offen ist, woher das Geld dafür kommen soll.

«Wir haben jetzt
einen gesetzlichen
Vorschlag, jedoch
sind noch keine
finanziellenMittel
vonseiten
des Bundes
vorgesehen.»

Franziska Roth
SP-Ständerätin
und Präsidentin von Kibesuisse

Der Ständerat will Eltern über die Familienzulage unterstützen: Ein Junge in einer Kinderkrippe. Foto: Sophie Stieger


